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Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Pachtſchutzordnung des 
Reiches vom 9. Juni 1920 (Reichs-Geſetzbl. S. 1193) erteilten Ermächtigung 
wird hierdurch folgendes verordnet: 


8 . 
Sind Grundſtücke zum Zwecke landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger 
gärtneriſcher Nutzung verpachtet oder verliehen, fo können in den Fällen des §2 <; 
von den Beteiligten Pachteinigungsämter angerufen werden, die nach Maßgabe sn 
diefer Verordnung zu bilden find. Den Bachtverträgen ſtehen. alle ſonſtigen Ver⸗ =, 
einbarungen gleich, die die Übertragung des Genuſſes der Erzeugniffe eines Grund⸗ 15 
ſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. * 


§ 2. 
() Die Pachteinigungsämter können beſtimmen: 
a) für Grundſtücke unter 2,5 ha: 
1. daß Kündigungen unwirkſam werden und daß gekündigte Verträge 
bis zur Dauer von 2 Jahren fortzuſetzen ſind, 
2. daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von 
2 Jahren verlängert werden, 
3. daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden; 
p) für Grundſtücke jeder Größe: 
daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen nicht oder nicht mehr gerechtfertigt find, anderweit feſt⸗ 
geſetzt werden. 5 
(2) Die Einigungsämter dürfen Beſtimmungen aus Abſ. 1 nur treffen, 
wenn ſich das Verhalten eines Beteiligten entweder als wucheriſche Ausbeutung 
der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit oder unter Berückſichtigung 
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der veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe offenbar als eine ſchwere Unbilligkeit 
darſtellt oder wenn es zur Folge hätte, daß der andere Teil in eine wirtſchaftliche 
Notlage gerät. f 

SB: 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auch auf folche Verträge ($ 1) 
Anwendung, die gleichzeitig ein Arbeitsverhältnis enthalten, insbeſondere, ohne 
Rückſicht auf die Grundſtücksgröße, auf Heuerlingsverträge; in Fällen dieſer Art 
iſt das Pachteinigungsamt unter Ausſchluß des Schlichtungsausſchuſſes und des 
Mietseinigungsamtes zuſtändig. a 

94. 
Auf Grundbeſitz des Reichs und der Länder finden die Beſtimmungen dieſer 
Vkrckdnung feine Anwendung. 

. 85. 

Der Antrag, über die Wirkſamkeit der Kündigung zu entſcheiden, iſt un⸗ 
verzüglich nach Eingang der Kündigung zu ſtellen. Der Antrag, ein ohne Kündigung 
ablaufendes Pachtverhältnis zu verlängern, iſt ſo frühzeitig zu ſtellen, wie es 
unter Berückſichtigung der Intereſſen des anderen Teils verlangt werden kann. 
Der Antrag kann in beiden Fällen nicht mehr geſtellt werden, wenn die Pachtzeit 
abgelaufen iſt. 

8.6. 

() Die Pachteinigungsämter, die in erſter Linie auf einen Vergleich hin⸗ 
zuwirken haben, entſcheiden nach billigem Ermeſſen. 

2) Die- ˖ i üllig. Der ordentliche Rechtsweg iſt aus⸗ 
geſchloſſen. i 
§ 7. = 

Die Vorſchriften dieſer Verordnung gelten auch für Verträge, die feit dem 
1. Januar 1920 abgelaufen find, wenn ihre Aufhebung für den Pächter eine 
beſondere Härte darſtellte und wenn die Wiederherſtellung des Pachtverhältniſſes 
ohne Beeinträchtigung der Rechte eines Dritten möglich iſt; die Pachteinigungsämter 
müſſen aber in dieſem Falle innerhalb eines Monats nach Verkündung dieſer 
Verordnung angerufen werden. 

$ 8. 

6) Die Pachteinigungsämter werden bei den Amtsgerichten gebildet; fie 
beſtehen aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden und je zwei Verpächtern und 
Pächtern als Beiſitzern. 

e) Der Amtsrichter wird von dem zuſtändigen Landgerichtspräſidenten, 
die Beiſitzer werden vom Präſidenten des Landeskulturamts auf Vorſchlag des 
Freisausſchuſſes ernannt; aus den ernannten Beiſitzern beruft der Vorſitzende 
für jede Spruchſitzung die erforderliche Anzahl. 

6) Befindet ſich am Sitze des Amtsgerichts ein Kulturamt, fo kann durch 
gemeinſchaftliche Verfügung des Landgerichtspräſidenten und des Präſidenten des 
Landeskulturamts der Kulturamtsvorſteher zum Vorſitzenden ernannt werden, ſofern 
er die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſte beſitzt. 
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§ 9. 

Als Beiſitzer können auch weibliche Perſonen berufen werden. Im übrigen 
gelten für die Berufungen und deren Ablehnung ſowie für die Verhältniſſe, die 
bei Ausübung der Amtstätigkeit der Beiſitzer in Betracht kommen, ſinngemäß die 
Beſtimmungen in den $$ 3 bis 5, 7, 8 und 12 Abſ. 1 der Bekanntmachung 
vom 21. Dezember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1411) und im Artikel I der Bekannt⸗ 
machung vom 13. November 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1039) mit der Maßgabe, 
daß für die Entſcheidung über die Beſchwerden nach § 5 Abf. 3 der zuerſt ge 
nannten Bekanntmachung und für die Feſtſetzung der Mahngebühr nach § 12 
Abſ. 1 Satz 3 derſelben Bekanntmachung der Landgerichtspräſident zuſtändig iſt. 
Die Geldſtrafen fließen zur Staatskaſſe. 


8 10. 


Zuſtändig iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das den Gegenſtand des 
Vertrages bildende Grundſtück ganz oder zum größten Teile liegt. 


911. 


Sofern nicht ein Vergleich zwiſchen den Parteien zuſtande kommt, entſcheiden 
die Pachteinigungsämter durch Beſchluß. Die Vergleiche und Beſchlüſſe der 
Pachteinigungsämter ſind vollſtreckbar. Ihr Inhalt gilt unter den Parteien als 
Vertragsinhalt. 


912. 


(4) Das Verfahren vor den Pachteinigungsämtern iſt gebühren⸗ und 
ſtempelfrei. Iſt nach dem Ermeſſen des Einigungsamtes die Anrufung mut⸗ 
willig erfolgt, ſo kann der Partei, die das Einigungsamt angerufen hat, die 
Zahlung einer angemeſſenen Gebühr auferlegt werden. Das Pachteinigungsamt 
beſtimmt, wer die baren Auslagen des Verfahrens zu tragen hat; die Beteiligten 
können Erſtattung ihrer Auslagen nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes 
verlangen. Eine Erſtattung von Vertretungskoſten kann nur in ganz beſonderen 
Ausnahmefällen zugebilligt werden. ö : 

(2) Die Parteien find, auch wenn fie durch Bevollmächtigte vertreten 
werden, zum perſönlichen Erſcheinen verpflichtet. Der Vorſitzende des Pacht⸗ 
einigungsamtes kann abweichende Anordnungen treffen. Gegen die trotz aus⸗ 
drücklicher Anordnung des Vorſitzenden des Pachteinigungsamtes nicht erſchienene 
Partei iſt wie gegen einen im Vernehmungstermine nicht erſchienenen Zeugen zu 
verfahren; Haft darf das Pachteinigungsamt nicht verhängen. 

(3) Im übrigen finden auf das Verfahren vor den Pachteinigungsämtern 
die Beſtimmungen der Anordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern 
vom 23. September 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1145) entſprechende Anwendung. 
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$13. 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft und 
am 30. Mai 1922 außer Kraft. 
Berlin, den 3. Juli 1920. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Braun. 
Der Juſtizminiſter. Der Finanzminiſter. 
am Zehnhoff. Lüdemann. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Stegerwald. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Gefekfamml. S. 357) ift 
bekannt gemacht: 5 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 3. Mai 1920, betreffend 
die Verleihung des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Sachſen⸗ 
Anhalt, Aktiengeſellſchaft in Halle a. S., für den Bau einer elektriſchen 
Hochſpannungsleitung von der Transformatorenſtation Krottorf im Kreiſe 
Oſchersleben nach dem Kraftwerk Harbke im Kreiſe Neuhaldensleben, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 23 S. 180, 
ausgegeben am 12. Juni 1920. 


Verichtigung. 


S. 133 letzte Zeile von unten muß es ſtatt „engültig“ heißen „endgültig“ 
und 

S. 138 Zeile 18 von oben ſtatt „der für die zuſtändigen uſw.“ „der für 
fie zuſtändigen uſw.“. 
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